
materielle Verantwortlichkeit

gründen. Hat der Vorsitzende oder ein Vorstands­
mitglied einen Schaden verursacht, hat die Revi­
sionskommission das Recht, dem Vorstand Anträge 
zur m. V. zu unterbreiten und, wenn diese nicht be­
rücksichtigt werden, eine Entscheidung der Vollver­
sammlung zu fordern (§40 Abs. 2 LPG-Gesetz). 
Auch wenn ein Mitglied mit der Entscheidung des 
Vorstands über die m.V. nicht einverstanden ist, 
kann es vor der Vollversammlung beantragen, den 
Beschluß zu ändern. Erfüllt ein Genossenschafts­
bauer seine Schadenersatzverpflichtung nicht, kann 
die LPG auf Beschluß des Vorstands Ansprüche bis 
300 Mark von der Vorschußzahlung einbehalten, so­
fern dem Genossenschaftsbauern noch mindestens 
50 Prozent der Vorschußzahlung verbleiben (§40 
Abs. 4 LPG-Gesetz). Für Streitigkeiten aus der 
m. V. der Genossenschaftsbauern ist der Ge­
richtsweg zulässig. Schadenersatzansprüche der 
LPG aus der m. V. verjähren nach 2 Jahren {/ Ver­
jährung). Wird die Schädigung als Straftat verfolgt, 
kann- die m.V. im Strafverfahren, spätestens jedoch 
innerhalb eines Jahres nach Kenntnis von der ab­
schließenden Entscheidung des für die Strafverfol­
gung zuständigen Organs geltend gemacht werden 
(§41 Abs. 1 LPG-Gesetz).
Arbeits- bzw. LPG-rechtliche m.V. tritt auch ein, 
wenn einem Werktätigen bei Erfüllung seiner Ar­
beitsaufgaben ein Schaden zugefügt wird Scha­
denersatzpflicht des Betriebes/der LPG).
Die zivilrechtliche m.V. ist das Einstehenmüssen 
von Bürgern und Betrieben für die Verletzung ihnen 
obliegender zivilrechtlicher Pflichten und deren Fol­
gen. Bei Verletzung vertraglicher Pflichten umfaßt 
die m. V. Rechte, die auf die Sicherung der vertrag­
lich vereinbarten Leistung gerichtet sind, wie Z7 Ga­
rantieansprüche, Abnahmeverweigerung und Z* 
Rücktritt vom Vertrag (Leistungssicherungsrechte), 
und Rechte, die den Ausgleich verursachter Nachtei­
le zum Inhalt haben (Schadenersatz). Mit Ausnahme 
des Schadenersatzes sind diese Sanktionen nur an die 
Verletzung vertraglicher Pflichten, nicht an deren 
schuldhafte bzw. vorwerfbare Begehung gebunden. 
Hauptform der zivilrechtlichen m. V. ist die Verant­
wortlichkeit für Schadenszufügung (§§ 330 ff. ZGB). 
Sie ist auf die Erziehung zur Achtung von Leben, 
Gesundheit und Eigentum sowie auf den Schutz vor 
Schäden und auf deren Wiedergutmachung gerichtet 
und gilt sowohl für außervertraglich als auch für in 
Vertragsbeziehungen verursachte Schäden, wenn 
Vertragsverletzungen eine Verpflichtung zum Scha­
denersatz begründen (§93 ZGB). Die Regelungen 
über die Verantwortlichkeit für Schadenszufügung 
sind auf Rechtsbeziehungen anzuwenden, an denen 
Bürger als Schädiger oder Geschädigte beteiligt sind ; 
bei außervertraglicher Schadenszufügung gelten sie 
auch in den Beziehungen zwischen Zr juristischen 
Personen. Sie sind nicht anzuwenden, wenn die Be­
ziehungen zwischen den Beteiligten durch besondere 
Vorschriften geregelt sind und für die m. V. spezielle 
Regelungen bestehen (z.B. ist die Schadenersatz­

pflicht der Deutschen Post im Gesetz über das Post- 
und Fernmeldewesen geregelt). Sind in andereren 
Rechtsvorschriften enthaltene Verantwortlichkeits­
regelungen nicht näher ausgestaltet worden, finden 
die allgemeinen Bestimmungen des ZGB über die 
Wiedergutmachung von Schäden entsprechende An­
wendung.
Voraussetzung für die m. V. sind gemäß § 330 ZGB
- das Vorliegen einer Pflichtverletzung durch den 

Schädiger,
- der Eintritt eines Schadens,
- die Ursächlichkeit der Pflichtverletzung für den 

Schaden,
- die Rechtswidrigkeit der Schadenszufügung.
Die Pflichtverletzung kann in der Verletzung allge­
meiner Verhaltenspflichten, wie der / Schadenab- 
wendungs- und Schadenminderungspflicht, oder an­
derer durch Rechtsvorschriften geregelter Rechts­
pflichten bestehen. Schadenersatzverpflichtungen 
bestehen ferner bei nicht qualitätsgerechter Z7 Lei­
stung (§84 Abs. 2 ZGB), Schuldnerverzug und 
Gläubigerverzug Verzug), unvollständiger Lei­
stung (§ 89 Abs. 3 ZGB), bei vom Schuldner verur­
sachter Unmöglichkeit der Leistung (§90 Abs. 3 
ZGB) und bei sonstigen Vertragsverletzungen (§ 92 
ZGB). Bei erweiterter Verantwortlichkeit für Scha­
denszufügung wird eine Pflichtverletzung nicht vor­
ausgesetzt.
Als Schaden gilt nur ein materieller Nachteil, nicht 
auch sonstige Schäden (z. B. Beeinträchtigungen des 
Wohlbefindens, der Ehre, der Freiheit, des Namens­
rechts). Zu ersetzen sind gemäß § 336 ZGB: alle Ein­
bußen infolge Verlust oder Beschädigung des Eigen­
tums an Sachen, / Aufwendungen zur Verringe­
rung oder Beseitigung des Schadens, entgangene 
Einkünfte und die Folgen von Gesundheitsschäden. 
Dem Geschädigten ist sowohl der direkt zugefügte 
Schaden als auch der aus den Folgen der Pflichtver­
letzung erwachsene Schaden (Folgeschaden) zu er­
setzen. Von der Ursächlichkeit der Pflichtverletzung 
für den Schaden ist auszugehen, wenn das pflichtwi­
drige Verhalten unmittelbar oder mittelbar zum 
Schaden geführt hat. Rechtswidrigkeit der Schadens­
zufügung liegt ausnahmsweise nicht vor, wenn für 
das Handeln des Schädigers Z7 Rechtfertigungsgrün­
de bestehen.
Bürger und Betriebe müssen dann nicht für von ih­
nen verursachte Schäden einstehen, wenn ihr Ver­
halten keinen Vorwurf verdient. Der Geschädigte 
braucht nicht zu prüfen, ob der Schadensverursacher 
schuldhaft gehandelt hat oder nicht. Der Schädiger 
kann sich allerdings bei Vorliegen der in §§ 333, 334 
ZGB genannten Gründe von seiner Ersatzpflicht be­
freien. Die Verpflichtung eines Bürgers zum Scha­
denersatz entfällt, wenn er den Schaden nicht schuld­
haft (vorsätzlich oder fahrlässig) verursacht hat, die 
eines Betriebes entfällt, wenn er die Umstände, die 
zum Schaden geführt haben, trotz Ausnutzung aller 
ihm durch die sozialistischen Produktionsverhältnis­
se gegebenen Möglichkeiten nicht abwenden konn­
te. Betriebe sind für das Handeln ihrer Mitarbeiter 
verantwortlich {/ Verantwortlichkeit der Betriebe 
für ihre Mitarbeiter).
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